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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Bericht der Bundesregierung über die gesetzlichen 
Rentenversicherungen, insbesondere über deren Finanzlage in den 
künftigen 15 Kalenderjahren, gemäß §§ 1273 und 579 der 
Reichsversicherungsordnung, § 50 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 71 des Reichsknappschaftsgesetzes (Rentenanpassungsbericht 
1973) und Gutachten des Sozialbeirats 
— Drucksache 7/88 — 


A. Bericht des Abgeordneten Franke (Osnabrück) 


i. 

Der am 30. Januar 1973 von der Regierung zuge- 
leitete Rentenanpassungsbericht 1973 wurde in der 
17. Sitzung des Bundestages am 22. Februar 1973 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung feder- 
führend und dem Haushaltsausschuß zur Mitbera- 
tung überwiesen. Der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung hat den Bericht, nachdem er auch zur 
Beratung des 16. Rentenanpassungsgesetzes heran- 
gezogen worden war, am 16. Mai 1973 abschließend 
behandelt und zur Kenntnis genommen. Dieser Aus- 
schußbericht wird vorbehaltlich einer etwaigen ab- 
weichenden Stellungnahme des mitberatenden Haus- 
haltsausschusses vorgelegt. 

1 . 

Die Rentenanpassungsberichte dienen der Beur- 
teilung der Finanzlage der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten sowie der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung unter dem Gesichts- 
punkt einer Anpassung der laufenden Renten auf 
der Grundlage von Daten über die Entwicklung in 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft und enthal- 


ten entsprechende Vorschläge der Bundesregierung 
für die Gesetzgebung sowie eine gutachtliche Stel- 
lungnahme des Sozialbeirats hierzu. 

Der Rentenanpassungsbericht enthält ferner in sei- 
nem Teil D Angaben über die Unfallversicherung 
einschl. der Unfallversicherung für Schüler und Stu- 
denten sowie für Kinder und Kindergärten, die sich 
im wesentlichen auf die Versichertenverhältnisse 
(Zahl der versicherten Vollarbeiter), den Rentenbe- 
stand, die Aufwendungen der Unfallversicherungs- 
träger sowie die Entwicklung der durchschnittlichen 
Bruttolohn- und -gehaltssumme beziehen, deren Ver- 
änderung maßgebend für die Höhe der jährlichen 
Rentenanpassung ist. 

2 . 

Die früheren Rentenanpassungsberichte hatte die 
Bundesregierung spätestens drei Vierteljahre vor 
Inkrafttreten der jeweiligen Rentenanpassung, die 
früher zum 1. Januar erfolgte, d. h. alljährlich bis 
zum 31. März vorzulegen. Nachdem mit dem zweiten 
Rentenreformgesetz vom 16. Oktober 1972 eine halb- 
jährige Vorverlegung der Rentenanpassungen auf 
den 1. Juli eines jeden Jahres — erstmals rückwir- 
kend zum 1. Juli 1972 — beschlossen worden war, 
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mußte auch der Vorlagetermin für die Rentenanpas- 
sungsberichte auf den 31. Oktober jeden Jahres ge- 
ändert werden. 

Als Ubergangsregelung wurde mit dem Renten- 
reformgesetz für die Vorlage des Rentenanpassungs- 
berichts 1973 ausnahmsweise der 31. Januar 1973 
festgelegt, um dem Gesetzgeber rechtzeitig Mate- 
rialien für die 16. Rentenanpassung zum 1. Juli 1973 
an die Hand zu geben. Dieser Termin machte es je- 
doch der Bundesregierung nicht möglich, sich bei der 
Abfassung des Rentenanpassungsberichts 1973 auf 
die Aussagen des Jahresgutachtens des Sachverstän- 
digenrats, die Zielprojektion des Jahreswirtschafts- 
berichts und die Werte der mittelfristigen Finanz- 
planung des Bundes zu stützen. Es handelt sich des- 
halb um einen Interimsbericht, der auf den Daten 
des Rentenanpassungsberichts 1972 unter Berück- 
sichtigung notwendiger, bei der Verkündung des 
Rentenreformgesetzes 1972 bekannt gewesener Än- 
derungen der Grundannahmen aufbaut. Der Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung hatte für diese 
Zwischenlösung Verständnis. 

3. 

Aufgrund der Veränderung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage vom Jahre 1972 auf das Jahr 
1973 schlägt die Bundesregierung in ihrem Bericht 
für die Renten aus der Arbeiterrentenversicherung 
und Angestelltenversicherung sowie aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung zum 1. Juli 1973 
eine Erhöhung um 11,35 v. H. vor. In der Unfallver- 
sicherung wird entsprechend der Veränderung der 
durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme 
von 1971 auf 1972, basierend auf vorläufigen Wer- 
ten, für die vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen 
Geldleistungen und das Pflegegeld eine Erhöhung 
vom 1. Januar 1974 an um 9,1 v. H. vorgeschlagen. 
Diesen Anpassungsvorschlägen ist der Gesetzgeber 
inzwischen mit der Verkündung des 16. Rentenan- 
passungsgesetzes gefolgt, allerdings aufgrund neue- 
ster statistischer Ergebnisse mit der Korrektur, daß 
die Geldleistungen und das Pflegegeld in der Unfall- 
versicherung um 9,4 v. H. angepaßt werden. 


II. 

Die Vorausberechnungen der Einnahmen, der Aus- 
gaben und des Vermögens der Rentenversicherungen 
für die nächsten 15 Jahre (bis 1987) sind das Kern- 
stück des Rentenanpassungsberichts 1973. Er berück- 
sichtigt in seinen Vorausberechnungen erstmals auch 
die finanziellen Auswirkungen folgender mit dem 
Rentenreformgesetz 1972 eingeführter Bestimmun- 
gen: 

— Flexible Altersgrenze 

(§ 1248 RVO, § 25 AVG) 

— Rente nach Mindesteinkommen 

(§§ 55 a und b ArVNG, §§ 54 b und c AnVNG) 

— Vorgezogene Rentenanpassung auf den 1. Juli 
jeden Jahres 

(§ 1272 RVO, §49 AVG) 

— Übernahme der durch das Rentenreformgesetz 
entstehenden Kosten in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung 

(Artikel 2 § 20 b KnVNG) 

Für weitere Verbesserungen des Rentenreformge- 
setzes, wie z. B. die erleichterte Anrechnung von Er- 
satz- und Ausfallzeiten und der Voraussetzungen für 
die Geschiedenen-Witwenrenten sind in der Voraus- 
berechnung keine zusätzlichen Ausgaben veran- 
schlagt worden. Andererseits wurden aber auch nicht 
die Beitragsmehreinnahmen aus der Öffnung der 
Rentenversicherung und der Nachentrichtung von 
Beiträgen berücksichtigt. Insgesamt bedingen die 
Regelungen des Rentenreformgesetzes 1972 nach den 
Angaben im Bericht voraussichtlich zusätzliche Aus- 
gaben in Höhe von rund 208,9 Mrd. DM bis 1987. 

Den Vorausberechnungen hat der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung in seinen Beratungen be- 
sondere Aufmerksamkeit geschenkt und in diesem 
Zusammenhang im wesentlichen folgende Fragen 
erörtert: 

1. Stichhaltigkeit der den Vorausberechnungen zu- 
grunde gelegten Annahmen über die Entwicklung 
der Arbeitsentgelte 


4. 

Trotz Unsicherheiten, besonders hinsichtlich der 
konjunkturellen Entwicklung und möglicher Auswir- 
kungen auf die Stabilität des Preisniveaus, hat der 
Sozialbeirat in seiner Mehrheit gegen diese Anpas- 
sungssätze grundsätzliche Bedenken nicht erhoben. 
Er ist dabei in seinem Gutachten davon ausgegan-* 
gen, daß bei den Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung weiterhin ein „Nachholbedarf" besteht 
und die laufenden Renten trotz der ab Juli 1973 vor- 
gesehenen Erhöhung um 11,35 v. H. immer noch 
unter dem Rentenniveau, für das das Rentenreform- 
gesetz einen Richtsatz von 50 v. H. festgelegt hat, 
Zurückbleiben. Deshalb könnte von den Rentnern 
aus sozialen Gründen im Zuge der Dämpfungsmaß- 
nahmen auch nicht ein Stabilitätsbeitrag durch Fest- 
legung eines niedrigeren Anpassungssatzes verlangt 
werden. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
hat dieser Auffassung nicht widersprochen. 


Bei den Vorausberechnungen ist die Bundesregie- 
rung von folgenden Annahmen über die jährliche 
Zunahme der Bruttolohn- und -gehaltssumme je ab- 
hängig Beschäftigten ausgegangen: 


1972 

1973 

1974 bis 1976 
1977 bis 1987 


+ 9,3 v. H. 
+ 10,2 v. H. 
je + 7,1 v. H. 
je + 6,0 v. H. 


Diese Annahmen über die Entgeltsentwicklung 
sind sehr vorsichtig abgewogen worden, um einer 
möglichen Verschlechterung der Ergebnisse der Vor- 
ausberechnung weitgehend vorzubeugen. Wie der 
Ausschuß festgestellt hat, entsprechen diese Annah- 
men zumindest für das Jahr 1973 nicht der tatsäch- 
lichen Entwicklung. Besonders im Hinblick auf die 
Tarif autonomie kann die Entwicklung des durch- 
schnittlichen Bruttojahresarbeitsentgelts der Versi- 
cherten auch nicht exakt vorausberechnet werden. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/757 


Vor allem müssen die Rückwirkungen der beschlos- 
senen Stabilitätsmaßnahmen besonders auf die 
Löhne und Preise abgewartet werden, die nach Aus- 
kunft des Regierungsvertreters erst im Rahmen der 
allgemein erwarteten Tendenzwende zur höheren 
Stabilität im Jahre 1974 erkennbar werden. 

2. Auswirkungen der Rentenniveau-Sicherungs- 
klausel 

Nach der mit dem Rentenreformgesetz 1972 ge- 
schaffenen Rentenniveau-Sicherungsklausel soll das 
Altersruhegeld eines „Durchschnittsversicherten" 
nach 40 Jahren mindestens 50 v. H. des für das je- 
weilige Jahr vorausgeschätzten Durchschnittsver- 
dienstes aller Versicherten betragen; dieser für die 
Hohe des Rentenniveaus maßgebende Richtsatz soll 
von 1974 an um nicht mehr als 5 v. H. unterschritten 
werden dürfen. Diese Regelung ist mit dem 16. Ren- 
tenanpassungsgesetz dahin gehend geändert worden, 
daß das Rentenniveau nunmehr an dem zuletzt be- 
stimmten Durchschnittsentgelt der Versicherten ge- 
messen wird und 50 v. H. dieses Entgelts nicht unter- 
schreiten soll. 

Die Auffassungen über die Auswirkungen dieser 
verschiedenen Fassungen der Rentenniveau-Siche- 
rungsklausel blieben im Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung auch nach der Beratung des 16. Ren- 
tenanpassungsgesetzes kontrovers. Die Fraktionen 
der SPD und FDP unterstützten die von der Bundes- 
regierung vorgeschlagene Neuregelung im wesent- 
lichen deshalb, weil sie auf die realistische Grund- 
lage der tatsächlichen Arbeitsentgeltentwicklung ab- 
stelle und daher praktikabler sei, die Klausel von 
lohnleitenden Präjudizierungen befreie und erheb- 
liche Folgewirkungen für den Bundeshaushalt sowie 
eine negative Beeinflussung der Stabilitätsbemühun- 
gen vermeide. Die Ausschußmitglieder derCDU/CSU- 
Fraktion hielten diese Auswirkungen nicht für be- 
gründet und waren der Meinung, daß die Renten- 
niveau-Sicherungsklausel nach der vorgesehenen 
Änderung praktisch nicht zum Tragen kommen 
werde, weil der Richtsatz von 50 v. H. nur bei außer- 
gewöhnlichen Lohnsteigerungsraten unterschritten 
werde, das Ziel, ein bestimmtes Rentenniveau ge- 
messen am durchschnittlichen aktuellen Brutto- 
arbeitsentgelt zu sichern, verfehlt würde und somit 
eine Verschlechterung der Renteneinkommen die 
Folge wäre (vgl. Schriftlicher Bericht des Ausschus- 
ses für Arbeit und Sozialordnung zum 16. Renten- 
anpassungsgesetz — Drucksache 7/532 — ). 

Die Bundesregierung hat die bei der Abfassung 
des Rentenanpassungsberichts noch geltende Renten- 
niveau-Sicherungsklausel nach dem Rentenreform- 
gesetz 1972 in ihren Auswirkungen bei den der 
finanziellen Begründung der 16. Rentenanpassung 
dienenden Vorausberechnungen bis 1987 nicht be- 
rücksichtigt. Dies deshalb, weil die danach vorge- 
sehene Sicherung einer unteren Schwankungsgrenze 
des Rentenniveaus (45 v. H.) erst ab 1974 gelten 
sollte und daher gesetzgeberische Konsequenzen aus 
einer Unterschreitung dieser Grenze bei der Anpas- 
sung für Juli 1973 noch nicht zu ziehen sind. 


Der Sozialbeirat ist in seinem Gutachten beson- 
ders auf die verschiedenen Interpretationsmöglich- 
keiten der Rentenniveau-Sicherungsklausel einge^ 
gangen und hat ferner die Konsequenzen untersucht, 
die sich hinsichtlich der Realisierung eines stabilen 
Rentenniveaus künftig aus stärkeren oder schwäche- 
ren Lohnanstiegsraten und für die Finanzlage der 
Rentenversicherungen ergeben können. Aus der 
Stellungnahme des Sozialbeirats ist hervorzuheben, 
daß der Richtsatz für das Rentenniveau von 50 v. H. 
mit der Regelanpassung gemäß der Veränderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage — und damit 
auch die erstrebte Preisniveaustabilisierung — auf 
Dauer nur erreicht werden kann, wenn die Durch- 
schnittsverdienste längerfristig nicht stärker als um 
6 v. H. steigen. Konjunkturpolitisch vertritt er die 
Meinung, daß mit der Rentenniveau-Sicherungsklau- 
sel das finanzielle System der Rentenversicherungen 
seine automatischen antizyklischen Wirkungen weit- 
gehend verlieren werde; im Gegensatz zu früher 
könne sogar ein Abweichen von den laufenden An- 
passungen „zu zwar sozialpolitisch begründeten, 
aber konjunkturpolitisch unerwünschten Konsequen- 
zen führen" (vgl. Ziff. I 2, II 3, III 7, 11, 12 des Gut- 
achtens). 

Ob alle diese Überlegungen auch für die neue 
Rentenniveau-Sicherungsklausel zutreffen, hat der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung im Hinblick 
darauf, daß erst am Tage nach der Ausschußberatung 
über den Rentenanpassungsbericht 1973 im Bundes- 
tag die Verabschiedung des 16. Rentenanpassungs- 
gesetzes mit der oben erläuterten Änderung dieser 
Klausel zur Entscheidung anstand, und entsprechen- 
des Material nicht zur Verfügung stand, nicht prüfen 
können. Er erwartet aber von der Bundesregierung, 
daß sie im nächsten Rentenanpassungsbericht 1974 
auf die Auswirkungen der neu gefaßten Renten- 
niveau-Sicherungsklausel näher eingeht und diese 
auch in den 15jährigen Vorausberechnungen berück- 
sichtigt. 

Diesem Bericht sind folgende Übersichten des Bun- 
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung über 
die Entwicklung des Rentenniveaus beigefügt: 

Vergleich zwischen den Ergebnissen der nach dem 
Rentenreformgesetz 1972 und dem 16. Rentenan- 
passungsgesetz getroffenen Regelungen gemessen 
am Bruttoarbeitsentgelt (Anlage 1), 

Vergleich der Rentenniveauentwicklung nach der 
Regelung des Rentenreformgesetzes gemessen am 
Brutto- und Nettoarbeitsentgelt (Anlage 2). 


3. Inanspruchnahme der Regelung über die flexible 
Altersgrenze 

Die Regierungsvertreter haben im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung erklärt, daß es z. Z. nicht 
möglich sei, eindeutige Aussagen über den Grad der 
Inanspruchnahme der mit dem Rentenreformgesetz 
1972 eingeführten Regelung über die flexible Alters- 
grenze zu machen, weil noch nicht alle eingegange- 
nen Anträge hätten bearbeitet werden können. Es 
könne jedoch davon ausgegangen werden, daß nicht 
alle Berechtigten von der Möglichkeit Gebrauch ma- 
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chen würden, Anträge auf vorgezogenes Altersruhe- 
geld ab 63. bzw. 62. Lebensjahr zu stellen. Dies be- 
sonders auch deshalb, weil infolge der lange Zeit 
unklaren Rechtslage — die nach dem Rentenreform- 
gesetz vom 16. Oktober 1972 gegebene Möglichkeit 
eines unbegrenzten Zuverdienstes wurde durch das 
Vierte Rentenversicherungs-Änderungsgesetz vom 
31. März 1973 dahin gehend eingeschränkt, daß Emp- 
fänger eines flexiblen Altersruhegeldes nur noch in 
beschränktem Umfange Arbeitseinkommen beziehen 
dürfen — der anspruchsberechtigte Personenkreis 
verunsichert gewesen sei. Auch in den 15jährigen 
Vorausberechnungen der Einnahmen, der Ausgaben 


Bonn, den 8. Juni 1973 

Franke (Osnabrück) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Rentenanpassungsbericht 1973 — Drucksache 7/88 — zur Kenntnis zu 
nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, baldmöglichst einen Bericht über die Ent- 
wicklung der Antragseingänge und der erteilten Bescheide, besonders zur 
flexiblen Altersgrenze, bei den Rentenversicherungsträgern vorzulegen. 


und des Vermögens der Rentenversicherungen im 
Rentenanpassungsbericht 1973 konnten die Auswir- 
kungen des durch ein Vermittlungsausschuß verfah- 
ren verzögert in Kraft getretenen Vierten Renten- 
versicherungs-Änderungsgesetzes noch nicht berück- 
sichtigt werden. 

Der Ausschuß erwartet, daß dies im nächsten Ren- 
tenanpassungsbericht nachgeholt wird und hat ferner 
beschlossen, die Bundesregierung um baldmögliche 
Vorlage eines Berichts über die Entwicklung der An- 
tragseingänge und der erteilten Bescheide, beson- 
ders zur flexiblen Altersgrenze, bei den Rentenver- 
sicherungsträgern zu bitten. 


Bonn, den 16. Mai 1973 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Sdhellenberg 

Vorsitzender 


Franke (Osnabrück) 

Berichterstatter 
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Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung Anlage 1 

I b 1 — 67/73 
3. April 1973 


Berechnung des Rentenniveaus in der ArV und AnV nach geltendem Recht 
und nach dem 16. Rentenanpassungsgesetz von 1959 bis 1986 

Grundlage: Rentenanpassungsbericht 1973 


Jahr 

(n) 

Durchschnittliches 
Bruttoarbeitsentgelt 
der Versicherten 
der ArV/AnV 

(E) 

DM/Monat 

Allgemeine 

Bemessungs- 

grundlage 

(Ba) 

DM/Monat 

Altersruhegeld 
nach 40 Versiche- 
rungsjahren für 
einen Durchschnitts- 
verdiener am 1. Juli 
dieses Jahres 
DM/Monat l ) 

Rentenniveau in v. H. 

geltendes 

Recht 

S P alte 1 • 100 

En 

16. RAG 

S P alte 4 • 100 

En — 2 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1959 

466,83 

401,00 

227,10 

48,6 

54,0 

1960 

508,42 

422,67 

240,60 

47,3 

54,2 

1961 

560,25 

443,75 

253,60 

45,3 

54,3 

1962 

610,67 

473,17 

266,25 

43,6 

52,4 

1963 

647,92 

511,83 

283,90 

43,8 

50,7 

1964 

705,58 

559,75 

307,10 

43,5 

50,3 

1965 

769,08 

606,25 

335,85 

43,7 

51,8 

1966 

824,42 

654,75 

363,75 

44,1 

51,6 

1967 

851,58 

707,50 

392,85 

46,1 

51,1 

1968 

903,50 

766,33 

424,50 

47,0 

51,5 

1969 

986,58 

815,00 

459,80 

46,6 

54,0 

1970 

1 111,92 

859,83 

489,00 

44,0 

54,1 

1971 

1 244,25 

913,92 

515,90 

41,5 

52,3 

1972 

1 360,00 

1 000,67 

600,40 

44,1 

54,0 

1973 

1 498,75 

1 114,25 

668,55 

44,6 

53,7 

1974 

1 605,17 

2 238,75 

743,25 

46,3 

54,7 

1975 

1 719,17 

1 367,67 

820,60 

47,7 

54,8 

1976 

1 841,25 

1 488,00 

892,80 

48,5 

55,6 

1977 

1 951,75 

1 607,67 

964,60 

49,4 

56,1 

1978 

2 068,83 

1 721,83 

1 033,10 

49,9 

56,1 

1979 

2 193,00 

1 837,42 

1 102,45 

50,3 

56,5 

1980 

2 324,58 

1 953,92 

1 172,35 

50,4 

56,7 

1981 

2 464,08 

2 071,17 

1 242,70 

50,4 

56,7 

1982 

2 611,92 

2 195,50 

1 317,30 

50,4 

56,7 

1983 

2 768,67 

2 327,25 

1 396,35 

50,4 

56,7 

1984 

2 934,75 

2 466,83 

1 480,10 

50,4 

56,7 

1985 

3 110,83 

2 614,92 

1 568,95 

50,4 

56,7 

1986 

3 297,50 

2 771,75 

1 663,05 

50,4 

56,7 

1987 

3 495,33 

2 938,08 

1 762,85 

50,4 

56,7 


*) Bis einschließlich 1971 auf der Basis der allgemeinen Bemessungsgrundlage des Vorjahres, ab 1972 auf der Basis 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage des laufenden Jahres. 
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Anmerkungen zur Berechnung des Rentenniveaus (Anlage 1) 


Spalte 2 enthält die (auf Monatswerte umgerech- 
neten) Durchschnittsverdienste aller Versicherten 
der ArV/AnV r wobei für die Jahre 1959 bis 1971 
die in den Bezugsgrößenverordnungen der Bundes- 
regierung festgesetzten Werte verwendet wurden, 
für die Folgejahre die im Rentenanpassungsbericht 
1973 (Drucksache 7/88) vorausgeschätzten Werte. 

In Spalte 3 sind die nach geltendem Recht ermit- 
telten allgemeinen Bemessungsgrundlagen — als 
gleitende Dreijahresmittelwerte, abgeleitet aus den 
Werten der Spalte 2 — • aufgeführt. 

Spalte 4 enthält die monatlichen Altersruhegelder 
eines Durchschnittsversicherten nach 40 Versiche- 
rungsjahren. Dabei sind die angepaßten Renten auf- 


geführt worden, deren Juli-Zahlbeträge bis ein- 
schließlich 1971 auf den allgemeinen Bemessungs- 
grundlagen des Vorjahres beruhen, seit dem 
15. RAG (per 1. Juli 1972) dagegen auf den allgemei- 
nen Bemessungsgsgrundlagen des Berichtsjahres. 

Spalte 5 enthält die in v. H. ausgedrückten Rela- 
tionen zwischen dem angepaßten Altersruhegeld 
(Spalte 4) und dem für dasselbe Jahr bestimmten 
(bis 1971) bzw. vorausgeschätzten (ab 1972) Durch- 
schnittsverdienst aller Versicherten (Spalte 2). 

Spalte 6 enthält die in v. H. ausgedrückten Rela- 
tionen zwischen dem angepaßten Altersruhegeld 
(Spalte 4) und dem für das jeweils vorvergangene 
Jahr bestimmten bzw. in Zukunft zu bestimmenden 
Durchschnittsverdienst aller Versicherten. 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/757 


Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

I a 6 — 140045 

9. April 1973 

Durchschnittsentgelt der Versicherten in der ArV und AnV sowie Entwicklung 
der Bestandsrenten (nach 40 Versicherungsjahren) aus dem Jahre 1957 und deren 
Rentenniveau gemessen am Brutto- und Nettoarbeitsentgelt 

(berechnet nach geltendem Recht) 

Anlage 2 

| 

! 

; 

Jahr 

Bruttoarbeits- 
entgelt 
monatlich J ) 

Anteil des 
durchschnitt- 
lichen 
Netto- 
einkommens 
laut VGR 

Nettoarbeits- 

entgelt 

monatlich 

Altersruhegeld 
nach 40 Ver- 
sicherungsj ahren 
für einen Durch- 
schnittsverdiener 
am 1. Juli 
dieses Jahres 
monatlich 2 ) 

Rentenniveau 
gemessen am 

Brutto- | Netto- 

arbeitsentgelt 


DM 

| v. H. 

| DM 

| DM 

| v. H. 



l 

1 2 

i 3 

1 4 

i 5 j 

6 

1957 

420,25 

86,1 

361,84 

214,10 

50,9 

59,2 

1958 

444,17 

85,1 

377,99 

214,10 

48,2 

56,6 

1959 

466,83 

85,3 

398,21 

227,10 

48,6 

57,0 

1960 

508,42 

84,2 

428,09 

240,60 

47,3 

56,2 

1961 

560,25 

83,6 

468,37 

253,60 

45,3 

54,1 

1962 

610,67 

83,2 

508,08 

266,30 

43,6 

52,4 

1963 

647,92 

82,8 

536,48 

283,90 

43,8 

52,9 

1964 

705,58 

82,3 

580,69 

307,10 

43,5 

52,9 

1965 

769,08 

83,0 

638,34 

335,90 

43,7 

52,6 

1966 

824,42 

81,9 

675,20 

363,80 

44,1 

53,9 

1967 

851,58 

81,5 

694,04 

392,90 

46,1 

56,6 ! 

1968 

903,50 

80,5 

727,32 

424,50 3 ) 

47,0 

58,4 

1969 

986,58 

79,1 

780,38 

459,80 3 ) 

46,6 

58,9 

1970 

1 111,92 

77,4 

860,63 

489,00 

44,0 

56,8 i 

1971 

1 244,25 

76,0 

945,63 

515,90 

41,5 

54,6 

1972 

1 360,00 

76,0 

1 033,60 

600,40 

44,1 

58,1 

1973 

1 498,75 

73,7 

1 104,58 

668,60 

44,6 

60,5 

1974 

1 605,17 

73,1 

1 173,38 

743,30 

46,3 

63,3 

1975 

1 719,17 

72,4 

1 244,68 

820,60 

47,7 

65,9 

1976 

1 841,25 

72,2 

1 329,38 

892,80 

48,5 

67,2 

1977 

1 951,75 

72,0 

1 405,26 

964,60 

49,4 

68,6 

1978 

2 068,83 

71,8 

1 485,42 

1 033,10 

49,9 

69,5 

1979 

2 193,00 

71,6 

1 570,19 

1 102,50 

50,3 

70,2 

1980 

2 324,58 

71,4 

1 659,75 

1 172,40 

50,4 

70,6 

1981 

2 464,08 

71,2 

1 754,42 

1 242,70 

50,4 

70,8 

1982 

2 611,92 

71,0 

1 854,46 

1 317,30 

50,4 

71,0 

1983 

2 768,67 

70,8 

1 960,22 

1 396,40 

50,4 

71,2 

1984 

2 934,75 

70,6 

2 071,93 

1 480,10 

50,4 

71,4 

1985 

3 110,83 

70,4 

2 190,02 

1 569,00 

50,4 

71,6 

1986 

3 297,50 

70,2 

2 314,85 

1 663,10 

50,4 

71,8 

1987 

3 495,33 

70,0 

2 446,73 

1 762,90 


72,1 


x ) Für die Berechnung der Bruttoarbeitsentgelte 1973 bis 1987 wurden die Lohnannahmen im Rentenanpassungs- 
bericht 1973, S. 53, zugrunde gelegt. 

2 ) Bis einschließlich 1971 auf der Basis der allgemeinen Bemessungsgrundlage des Vorjahres, ab 1972 auf der Basis 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage des laufenden Jahres. 

3 ) vor Abzug des Beitrages zur KVdR 
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Drucksache 7/757 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anmerkung zur Berechnung des Rentenniveaus (Anlage 2) 


Spalten 2 und 3: Die durchschnittlichen Arbeits- 
entgelte der Versicherten in der ArV und AnV wer- 
den nur brutto, nicht aber netto ausgewiesen. Um 
die entsprechenden durchschnittlichen Nettoarbeits- 
entgelte zu erhalten, wurde die Relation Brutto- zu 
Nettolohn- und -gehaltssumme je durchschnittlich 
beschäftigten Arbeitnehmer aus den Ergebnissen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen des Stati- 
stischen Bundesamtes zugrunde gelegt. 

Die Anteile der Nettolohn- und -gehaltssumme je 
durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer an der 
entsprechenden Bruttosumme wurden für das Jahr 
1973 aufgrund des Jahreswirtschaftsberichtes und 
für die Jahre 1974 bis 1976 durch Interpolation der 
Werte für 1972 und der für 1976 von der mittel- 
fristigen wirtschaftlichen Zielprojektion (Fortschrei- 
bung für die mehrjährige Finanzplanung) angenom- 
menen Werte ermittelt. Die Entwicklung des Anteils 
des durchschnittlichen Nettoeinkommens am Brutto- 


einkommen bis 1987 läßt sich, insbesondere wegen 
der Ungewißheit der Steuerreform, nicht mit Sicher- 
heit abschätzen. Die in der Tabelle angegebenen 
Quoten sind als eine vorsichtige Schätzung anzu- 
sehen. 

Spalte 4 enthält die monatlichen Altersruhegelder 
eines Durchschnittsversicherten nach 40 Versiche- 
rungsjahren. Dabei sind die angepaßten Renten auf- 
geführt worden, deren Juli-Zahlbeträge bis ein- 
schließlich 1971 auf den allgemeinen Bemessungs- 
grundlagen des Vorjahres beruhen, seit dem 
15. RAG (per 1. Juli 1972) dagegen auf den allge- 
meinen Bemessungsgrundlagen des Berichtsjahres. 

Spalten 5 und 6: Das Rentenniveau wird ausge- 
drückt als prozentuale Relation zwischen dem ange- 
paßten Altersruhegeld (Spalte 4) und dem Brutto- 
arbeitsentgelt (Spalte 1) wie auch dem Nettoarbeits- 
entgelt (Spalte 3). 
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